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MAGNA CHARTA LIBERTATUM (1215)

1215 trotzten weltliche und geistliche Feudalherren dem englischen König Johann Ohne-
land Rechte ab. Sie wurden in der „Magna Charta“ verbrieft. Seit dem 16. Jahrhundert 
wird dieses Dokument als der Beginn einer Entwicklung angesehen, in der die Macht 
der Krone und damit der Exekutive Schritt für Schritt vertraglich eingegrenzt wurde. 
Die „Magna Charta“ steht daher am Anfang des demokratischen Verfassungsrechts.

1.
An erster Stelle Gott gelobt und durch diese Unsere hier vorliegende Urkunde für 
Uns und all Unsere Nachfolger auf ewig bestätigt haben, daß die englische Kirche 
frei und im Besitz ihrer vollen Rechte und unangetasteten Freiheiten sein soll. 
[…] Wir haben weiterhin allen freien Männern Unseres Königreiches für Uns und 
Unsere Erben auf ewig alle nachstehend aufgezeichneten Freiheiten zugestanden, 
die sie von Uns und Unseren Nachfolgern auf ewig haben und behalten sollen. […]

20.
Ein freier Mann soll für ein geringes Vergehen nicht mit einer Geldstrafe belegt 
werden, es sei denn entsprechend dem Grade seines Vergehens; und für ein schweres 
Vergehen soll er mit einer der Schwere des Vergehens entsprechenden Geldstrafe 
belegt werden, jedoch stets unter Wahrung seines Lebensunterhaltes; desgleichen 
soll ein Kaufmann sein Warenlager und ein Bauer sein Inventar behalten dürfen, 
wenn sie Unserer Strafe verfallen sind: Und keine der erwähnten Strafen soll aufer-
legt werden, es sei denn auf Grund des Eides ehrlicher Männer der Nachbarschaft.

21.
Grafen und Barone sollen nur durch ihresgleichen und einzig gemäß dem Grade 
ihres Vergehens bestraft werden. […]

23.
Kein Dorf und kein einzelner sollen gezwungen werden, an Flußufern Brücken 
zu bauen; hiervon ausgenommen sind diejenigen, die von alters her rechtlich dazu 
verpfl ichtet waren. […]

28.
Kein Vogt und keiner Unserer sonstigen Amtsleute soll irgend jemandes Getreide 
oder sonstige Vorräte beschlagnahmen, ohne dafür sogleich Geld zu bieten oder 
vom Verkäufer Zahlungsaufschub bewilligt zu bekommen. […]

30.
Keiner Unserer Vizegrafen oder Amtsleute oder irgend jemand sonst sollen irgend-
eines freien Mannes Pferde oder Wagen gegen den Willen des besagten freien 
Mannes zu Transportdiensten beschlagnahmen. […]

Auszüge aus Verfassungstexten
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38.
Kein Amtmann soll in Zukunft jemanden allein auf seine eigene Anklage hin und 
ohne die Beibringung glaubwürdiger Zeugen vor Gericht stellen.

39. 
Kein freier Mensch soll ergriffen, gefangengenommen, aus seinem Besitz vertrieben, 
verbannt oder in irgendeiner Weise zugrunde gerichtet werden, noch wollen Wir 
gegen ihn vorgehen oder ihm nachstellen lassen, es sei denn auf Grund eines ge-
setzlichen Urteiles seiner Standesgenossen und gemäß dem Gesetz des Landes. […]

45.
Wir wollen nur solche Männer zu Richtern, Vögten, Vizegrafen und Amtsleuten 
erheben, die das Recht des Königreiches kennen und die gewillt sind, es zu beachten.

Zit. nach Wolfgang Heidelmeyer (Hrsg.): Die Menschenrechte. Erklärungen, 
Verfassungsartikel, Internationale Abkommen. 2. Aufl ., Paderborn 1977, S. 49-52. 

In: Hagen Schulze/Ina U. Paul (Hrsg.): Europäische Geschichte. 
Quellen und Materialien. München 1994, S. 449-450

Anhang

Demokratietheorien_üb Neuauflage 2011.indd   338Demokratietheorien_üb Neuauflage 2011.indd   338 21.03.2011   10:18:3421.03.2011   10:18:34

Copyright Wochenschau Verlag



339

HABEAS-CORPUS-AKTE (1679)

Die Habeas-Corpus-Akte schützte die Untertanen der englischen Krone vor willkürli-
cher Verhaftung. Der hier zum Ausdruck kommende Schutz der persönlichen Freiheit 
des einzelnen vor staatlicher Willkür fi ndet sich in allen modernen demokratischen 
Verfassungen und in den Erklärungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
wieder. (Zur Erklärung: „Habeas corpus ad subiciendum“ [Du habest die Person, 
um sie dem Gericht zuzuführen] – mit diesen Worten wurde im Mittelalter ein 
Haftbefehl eingeleitet.)

1. Wann immer eine oder mehrere Personen einen an einen Sheriff, Kerkermeister, 
Beamten oder an eine sonstige Person, in deren Gewahrsam sie sich befi nden, 
gerichteten Habeas-Corpus-Erlaß vorweisen und der besagte Erlaß dem besagten 
Beamten überreicht oder im Kerker oder Gefängnis bei irgendeinem Unterbeamten 
oder Unterkerkermeister oder bei den Stellvertretern der besagten Beamten oder 
Kerkermeister hinterlassen wird, so sollen der besagte Beamte oder die besagten 
Beamten oder seine oder ihre Unterbeamten, Unterkerkermeister und Stellvertreter 
innerhalb von 3 Tagen nach der vorerwähnten Überreichung des Erlasses (sofern 
es sich bei der besagten Verhaftung nicht um Verrat oder Treubruch handelt und 
dies im Haftbefehl klar und besonders zum Ausdruck kommt) den Erlaß sowie 
den so Verhafteten oder Eingesperrten leibhaftig zu dem oder vor den derzeitigen 
Lordkanzler oder Lordsiegelbewahrer von England oder die Richter oder Barone 
des besagten Gerichtshofes, von dem der besagte Erlaß ergangen war, oder vor eine 
solche andere Person oder vor solche andere Personen, denen der Erlaß gemäß den 
darin enthaltenen Vorschriften wieder zugestellt werden muß, bringen oder bringen 
lassen – und zwar gegen Zahlung oder Angebot der Zahlung der Unkosten der 
Überführung des Gefangenen (welche durch den Richter oder Gerichtshof, die 
sie zuerkannten, festgestellt und auf dem Erlaß vermerkt werden müssen und 12 
Pence pro Meile nicht übersteigen dürfen) und gegen Sicherheitsleistung durch 
einen von dem Gefangenen selbst in Höhe der Kosten für seine Rückführung 
ausgestellten Schuldschein (falls er von dem Gerichtshof oder Richter, vor den er 
gemäß der wahren Absicht dieses Gesetzes gebracht wird, in die Haft zurückgesandt 
wird) sowie gegen die Versicherung, daß er auf dem Wege keinen Fluchtversuch 
unternehmen werde; und sie sollen dann auch die wahren Gründe seiner Haft 
oder Einkerkerung bescheinigen, es sei denn, die Verhaftung der besagten Person 
sei an einem Orte erfolgt, der mehr als 20 Meilen von dem Ort oder den Orten 
entfernt ist, an dem ein solches Gericht oder eine solche Person wohnt oder woh-
nen wird; und wenn die Entfernung größer als 20 Meilen ist, jedoch 100 Meilen 
nicht überschreitet, soll dies innerhalb von spätestens 10 Tagen, wenn sie größer 
ist als 100 Meilen, innerhalb von spätestens 20 Tagen, nach der oben erwähnten 
Überreichung (des Erlasses) geschehen. […]

Auszüge aus Verfassungstexten
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5. Durch die vorerwähnte Autorität wird zur Verhütung von ungerechter Schikane 
durch wiederholte Verhaftung wegen desselben Vergehens weiterhin verordnet, daß 
niemand, der auf Grund eines Habeas-Corpus-Erlasses freigegeben und auf freien 
Fuß gesetzt wird, zu irgendwelcher Zeit danach von irgend jemandem wegen des-
selben Vergehens erneut eingekerkert oder in Haft genommen werden darf, es sei 
denn auf Grund eines gesetzmäßigen (Gerichts-) Befehls und eines Verfahrens vor 
dem Gerichtshof, vor dem zu erscheinen er auf Grund schriftlicher Verpfl ichtung 
gebunden ist, oder vor einem anderen zuständigen Gerichtshof; wenn irgend jemand 
diesem Gesetz zuwider jemanden, der auf die vorerwähnte Weise freigegeben und auf 
freien Fuß gesetzt wurde, wissentlich wegen desselben Vergehens oder angeblichen 
Vergehens erneut verhaftet oder einkerkert oder dafür sorgt oder veranlaßt, daß er 
wieder verhaftet oder eingekerkert wird oder Hilfe oder Beistand dazu leistet, so 
verwirkt er – ungeachtet irgendwelcher Vorspiegelungen oder Veränderungen des 
oder der Haftbefehle – an den Gefangenen oder die beschwerte Person die Summe 
von 500 Pfund, die auf die vorerwähnte Weise einzuklagen ist.

Zit. nach Wolfgang Heidelmeyer (Hrsg.): Die Menschenrechte. Erklärungen, 
Verfassungsartikel, Internationale Abkommen. 2. Aufl ., Paderborn 1977, S. 52 ff.

In: Hagen Schulze/Ina U. Paul (Hrsg.): Europäische Geschichte. 
Quellen und Materialien. München 1994, S. 487 f.

Anhang
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BILL OF RIGHTS (1689)

Die Bill of Rights von 1689 bedeuteten den Sieg des englischen Parlaments über den 
König und den Beginn der konstitutionellen Monarchie in England.

Und daraufhin haben sich jetzt die geistlichen und weltlichen Lords und die 
Gemeinen […] versammelt und erklären nach ernsthafter Erwägung der besten 
Mittel zur Erreichung der vorerwähnten Ziele (wie es ihre Vorfahren in solchen 
Fällen zu tun pfl egten) zur Verteidigung und Behauptung ihrer alten Rechte und 
Freiheiten vor allem das Folgende:

1. daß die angemaßte Befugnis, kraft königlicher Autorität und ohne die Zustim-
mung des Parlamentes Gesetze vorübergehend außer Kraft zu setzen oder ihre 
Vollstreckung auszusetzen, ungesetzlich ist;

2. daß die in der letzten Zeit angemaßte und ausgeübte Befugnis, kraft königli-
cher Autorität von der Befolgung oder Vollstreckung von Gesetzen zu entbinden, 
ungesetzlich ist;

3. daß die Weisung zur Errichtung des ehemaligen Gerichtshofes der Kommissare 
für kirchliche Angelegenheiten sowie alle Weisungen und Gerichtshöfe ähnlicher 
Art ungesetzlich und verderblich sind;

4. daß die Erhebung von Geldern für und zum Nutzen der Krone unter dem 
Vorwand der Prärogative und ohne Zustimmung des Parlaments insoweit unge-
setzlich ist, als sie nur für kürzere Zeit oder in anderer Form bewilligt wurde oder 
bewilligt werden wird;

5. daß die Untertanen das Recht haben, Petitionen an den König zu richten, und 
daß eine jede Verhaftung oder gerichtliche Verfolgung wegen der Einreichung 
solcher Petitionen ungesetzlich ist;

6. daß die ohne die Zustimmung des Parlamentes in Friedenszeiten erfolgende 
Aushebung oder Unterhaltung eines stehenden Heeres innerhalb des Königreiches 
unrechtmäßig ist;

7. daß die Untertanen protestantischen Glaubens, ihrer Stellung gemäß und soweit 
das Gesetz es erlaubt, Waffen zu ihrer Verteidigung besitzen dürfen;

8. daß die Wahl der Parlamentsmitglieder frei sein solle;

9. daß die Freiheit der Rede sowie der Inhalt von Debatten oder Verhandlungen im 
Parlament an keinem anderen Gerichtshof oder Orte außerhalb des Parlamentes 
unter Anklage oder in Frage gestellt werden solle;

Zit. nach Wolfgang Heidelmeyer (Hrsg.): Die Menschenrechte. Erklärungen, 
Verfassungsartikel, Internationale Abkommen. 2. Aufl ., Paderborn 1977, S. 54 ff.

In: Hagen Schulze/Ina U. Paul (Hrsg.): Europäische Geschichte. 
Quellen und Materialien. München 1994, S. 488 ff.

Auszüge aus Verfassungstexten
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342a Anhang

GRUNDRECHTSERKLÄRUNG VIRGINIAS (1776)
(Virginia Bill of Rights)

Die Virginia Bill of Rights nimmt die Menschen- und Grundrechte der amerikanischen 
Verfassung von 1789 voraus. In ihnen wird die Freiheit des Individuums garantiert. 
Die Virginia Bill of Rights hat alle späteren demokratischen Verfassungen und Men-
schenrechtserklärungen beeinfl ußt. Der Anspruch der Bürger auf Selbstregierung wird 
hier mit dem Schutz der Menschen- und Grundrechte und dem Prinzip der Gewal-
tenteilung verbunden.

Eine Erklärung der Rechte, verkündet von den Vertretern der rechtschaffenen 
Bevölkerung von Virginia, die sich in vollzähliger und freier Versammlung zu-
sammengefunden haben, welche Rechte für sie und ihre Nachkommenschaft als 
Grundlage und Rechtsquelle ihrer Regierung Geltung besitzen.

Artikel 1: Alle Menschen sind von Natur gleichermaßen frei und unabhängig 
und besitzen gewisse angeborene Rechte, deren sie ihre Nachkommenschaft bei 
der Begründung einer politischen Gemeinschaft durch keinerlei Abmachungen 
berauben oder zwingen lassen können, sich ihrer zu begeben; nämlich das Recht 
auf Leben und Freiheit und dazu die Möglichkeit, Eigenbesitz zu erwerben und 
zu behalten und Glück und Sicherheit zu erstreben und zu erlangen.

Artikel 2: Alle Macht ruht im Volke und leitet sich daher von ihm ab; alle Amts-
personen sind seine Treuhänder und Diener und ihm jederzeit verantwortlich.

Artikel 3: Die Regierung ist eingesetzt oder soll eingesetzt werden um des ge-
meinsamen Wohles, Schutzes und der Sicherheit des Volkes, der Nation oder des 
Gemeinwesens willen; von all den verschiedenen Regierungen und Regierungsfor-
men ist diejenige die beste, die ein Höchstmaß an Glück und Sicherheit zu bieten 
vermag und die am wirksamsten gegen die Gefahr des Machtmißbrauchs gesichert 
ist; und wenn irgendeine Regierung sich als dieser Aufgabe nicht gewachsen erweist 
oder ihr zuwiderhandelt, so soll die Mehrheit der Gemeinschaft ein unleugbares, 
unveräußerliches und unverletzliches Recht haben, sie zu reformieren, umzugestal-
ten oder zu beseitigen, so wie es für das allgemeine Wohl für am zweckmäßigsten 
erachtet wird.

Artikel 4: Kein Mensch und keine Gruppe von Menschen hat ein Recht auf alleinige 
oder besondere Zuwendungen oder Vergünstigungen seitens der Allgemeinheit; es 
sei denn in Anerkennung von der Allgemeinheit geleisteten Diensten; und so wie 
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diese nicht übertragbar sind, so sollen auch Beamtenstellen und die Ämter von 
Abgeordneten und Richtern nicht erblich sein.

Artikel 5: Die gesetzgebende und die ausführende Gewalt des Staates sollen von der 
richterlichen Gewalt getrennt und klar geschieden sein, und damit die Angehörigen 
der beiden ersteren dadurch vor Machthunger bewahrt werden, daß sie die Lasten 
der Bevölkerung ebenfalls zu fühlen bekommen und an ihnen mittragen, sollen sie 
in regelmäßigen Abständen ins Privatleben zurückkehren, und zwar in diejenige 
Gemeinschaft, aus der sie ursprünglich kamen. Und die frei gewordenen Stellen 
sollen durch häufi ge im voraus bestimmte und regelmäßig stattfi ndende Wahlen 
wiederbesetzt werden, bei denen die vormaligen Amtspersonen sämtlich oder zum 
Teil nach Maßgabe der Gesetze wiedergewählt werden dürfen oder nicht.

Artikel 6: Die Wahlen der Männer, die als Abgeordnete des Volkes in die Volksver-
tretung entsandt werden, sind frei; alle Männer, die ihr ständiges Interesse an der 
Gemeinschaft und ihre dauernde Anhänglichkeit an sie hinlänglich unter Beweis 
gestellt haben, genießen das Wahlrecht und können ohne ihre Einwilligung oder 
die ihrer so gewählten Vertreter weder zugunsten der öffentlichen Hand besteuert 
oder enteignet noch irgendeinem Gesetz unterworfen werden, dem sie nicht in 
gleicher Weise in Ansehung des öffentlichen Wohls zugestimmt haben.

Artikel 7: Die Ausübung irgendeiner Gewalt seitens irgendeiner Behörde, insbe-
sondere der Vollzug oder die Suspendierung von Gesetzen, ohne Zustimmung der 
Volksvertretung verletzt die Rechte des Volkes und ist daher unstatthaft.

Artikel 8: Bei allen schwerwiegenden Amtsvergehen und in Strafsachen hat jeder-
mann das Recht, Grund und Art der Anklage zu erfahren, Anklägern und Zeugen 
gegenüber gestellt zu werden und Entlastendes vorzubringen, und auf die unver-
zügliche Durchführung des Verfahrens vor einem unparteiischen Gerichtshof von 
zwölf Geschworenen aus den Reihen seiner Mitbürger, ohne deren einstimmigen 
Spruch er nicht für schuld befunden werden kann; auch kann er nicht gezwungen 
werden, gegen sich selbst auszusagen; kein Mensch kann seiner Freiheit beraubt 
werden, außer auf Grund der Landesgesetze oder eines Urteilsspruchs von seines-
gleichen. […]

Artikel 12: Die Pressefreiheit ist eines der stärksten Bollwerke der Freiheit und 
kann niemals, außer durch despotische Regierungen, eingeschränkt werden. […]

Artikel 16: Religion oder die Ergebenheit, die wir unserem Schöpfer schuldig 
sind, und die Art, wie wir sie erfüllen, kann lediglich durch Vernunft oder Über-
zeugung bestimmt werden, nicht durch Zwang oder Gewalt, und deshalb haben 
alle Menschen einen gleichen Anspruch auf freie Ausübung der Religion nach den 
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Geboten ihres Gewissens. Und alle haben die Pfl icht, christliche Vergebung, Liebe 
und Barmherzigkeit untereinander zu üben.

Zit. nach Angela Adams/Willi Paul (Hrsg.): Die Amerikanische Revolution 
und die Verfassung 1754-1791. München 1971, S. 259-260

Anhang
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Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten

EINSTIMMIGE ERKLÄRUNG DER DREIZEHN 
VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA

Die von Thomas Jefferson verfasste amerikanische Unabhängigkeitserklärung leitet 
von der Idee des Naturrechts die Aufgabe des Staates und seiner Regierungen ab. Die 
Erklärung geht von der Annahme aus, dass alle Menschen gleich geschaffen und mit 
gewissen unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind und „daß dazu Leben, Freiheit 
und das Streben nach Glück gehören“. In den wenigen, leicht verständlichen Sätzen zu 
Beginn der Erklärung hat die Idee der Demokratie als Herrschaftsform in unübertrof-
fener Weise ihren bleibenden Ausdruck gefunden. Diese Erklärung hat eine Tradition 
begründet, in der bis heute die Menschenrechtsdeklarationen und Verfassungen von 
demokratischen Staaten stehen. Danach stellt der Schutz der Gleichheit und Freiheit 
der Menschen und ihrer unveräußerlichen Rechte die wichtigste Aufgabe des Staates 
und seiner Regierungen dar. Nur durch die Erfüllung dieser Aufgaben erhalten der 
demokratische Staat, seine Regierung ebenso wie staatliche Institutionen, die Legiti-
mation zu Macht- und Herrschaftsausübung.
Mit der Proklamation erklärten sich die 13 vereinigten Kolonien von Amerika am 
4. Juli 1776 zu freien und unabhängigen Staaten. Damit wurde die Trennung vom 
englischen Mutterland vollzogen.

Wenn es im Zuge der Menschheitsentwicklung für ein Volk notwendig wird, die 
politischen Bande zu lösen, die es mit einem anderen Volke verknüpft haben, und 
unter den Mächten der Erde den selbständigen und gleichberechtigten Rang ein-
zunehmen, zu dem Naturrecht und göttliches Gesetz es berechtigen, so erfordert 
eine geziemende Rücksichtnahme auf die Meinung der Menschheit, daß es die 
Gründe darlegt, die es zu der Trennung veranlassen.
Folgende Wahrheiten erachten wir als selbstverständlich: daß alle Menschen gleich 
geschaffen sind; daß sie von ihrem Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten 
ausgestattet sind; daß dazu Leben, Freiheit und das Streben nach Glück gehören; daß 
zur Sicherung dieser Rechte Regierungen unter den Menschen eingesetzt werden, 
die ihre rechtmäßige Macht aus der Zustimmung der Regierten herleiten; daß, 
wenn immer irgendeine Regierungsform sich als diesen Zielen abträglich erweist, 
es Recht des Volkes ist, sie zu ändern oder abzuschaffen und eine neue Regierung 
einzusetzen und diese auf solchen Grundsätzen aufzubauen und ihre Gewalten in 
der Form zu organisieren, wie es ihm zur Gewährleistung seiner Sicherheit und 
seines Glückes geboten zu sein scheint. Gewiß gebietet die Weisheit, daß von 
alters her bestehende Regierungen nicht aus geringfügigen und vorübergehenden 
Anlässen geändert werden sollten; und demgemäß hat jede Erfahrung gezeigt, daß 
die Menschen eher geneigt sind, zu dulden, solange die Mißstände noch erträglich 

Auszüge aus Verfassungstexten
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sind, als sich unter Beseitigung altgewohnter Formen Recht zu verschaffen. Aber 
wenn eine lange Reihe von Mißbräuchen und Übergriffen, die stets das gleiche Ziel 
verfolgen, die Absicht erkennen läßt, sie absolutem Despotismus zu unterwerfen, 
so ist es ihr Recht und ihre Pfl icht, eine solche Regierung zu beseitigen und neue 
Wächter für ihre künftige Sicherheit zu bestellen.
So haben diese Kolonien geduldig ausgeharrt, und so stehen sie jetzt vor der 
zwingenden Notwendigkeit, ihre bisherige Regierungsform zu ändern. Die Re-
gierungszeit des gegenwärtigen Königs von Großbritannien ist von unentwegtem 
Unrecht und ständigen Übergriffen gekennzeichnet, die alle auf die Errichtung 
einer absoluten Tyrannei über diese Staaten abzielen. Zum Beweise dessen seien 
der gerecht urteilenden Welt Tatsachen unterbreitet:
Er hat Gesetzen seine Zustimmung verweigert, die für das Wohl der Allgemeinheit 
äußerst nützlich und notwendig sind.
[…]
In jedem Stadium dieser Bedrückung haben wir in der untertänigsten Form um 
Abhilfe nachgesucht: Unser wiederholtes Bitten ist lediglich durch wiederholtes 
Unrecht beantwortet worden. Ein Monarch, dessen Charakter durch jede seiner 
Handlungen in dieser Weise gekennzeichnet wird, die einem Tyrannen zuzutrauen 
ist, kann nicht geeignet sein, über ein freies Volk zu herrschen.
[…]

Zit. nach Ernst Fraenkel, Das amerikanische Regierungssystem. 
Opladen 1960. Quellenbuch, S. 28-31

Anhang
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DIE FRANZÖSISCHE VERFASSUNG

Die französische Verfassung vom 3. September 1791 enthält eine Erklärung der Rechte 
des Menschen und des Bürgers, die universalen Charakter besitzt. Wie in den ameri-
kanischen Vorbildern (Virginia Bill of Rights, Unabhängigkeitserklärung, Verfassung) 
werden entsprechend dem Naturrecht allen Menschen die gleichen Rechte zuerkannt.

Erklärung der Rechte des Menschen und Bürgers

Daher erkennt und erklärt die Nationalversammlung, in Gegenwart und unter dem 
Schutze des höchsten Wesens, folgende Rechte des Menschen und des Bürgers:

1. Die Menschen werden frei und gleich an Rechten geboren und bleiben es. 
Die gesellschaftlichen Unterschiede können nur auf den gemeinsamen Nutzen 
gegründet sein.

2. Der Endzweck aller politischen Vereinigung ist die Erhaltung der natürlichen 
und unabdingbaren Menschenrechte. Diese Rechte sind die Freiheit, das Eigentum, 
die Sicherheit, der Widerstand gegen Unterdrückung.

3. Der Ursprung aller Souveränität liegt seinem Wesen nach beim Volke. Keine 
Körperschaft, kein einzelner kann eine Autorität ausüben, die nicht ausdrücklich 
hiervon ausgeht.

4. Die Freiheit besteht darin, alles tun zu können, was einem anderen nicht scha-
det. Also hat die Ausübung der natürlichen Rechte jedes Menschen keine Grenzen 
als jene, die den übrigen Gliedern der Gesellschaft den Genuß dieser nämlichen 
Rechte sichern. Diese Grenzen können nur durch das Gesetz bestimmt werden.

5. Das Gesetz hat nur das Recht, solche Handlungen zu verbieten, die der Gesell-
schaft schädlich sind. Alles, was durch das Gesetz nicht verboten ist, kann nicht 
verhindert werden, und niemand kann genötigt werden, zu tun, was das Gesetz 
nicht verordnet.

6. Das Gesetz ist der Ausdruck des allgemeinen Willens. Alle Staatsbürger sind befugt, 
zur Feststellung desselben persönlich oder durch ihre Repräsentanten mitzuwirken. 
Es soll für alle das gleiche sein, es mag beschützen oder bestrafen. Da alle Bürger 
vor seinen Augen gleich sind, so können sie gleichmäßig zu allen Würden, Stellen 
und öffentlichen Ämtern zugelassen werden auf Grund ihrer Fähigkeit und ohne 
anderen Unterschied, als den ihrer Tugenden und ihrer Talente.

7. Kein Mensch kann angeklagt, in Haft genommen oder gefangengehalten wer-
den, als in den durch das Gesetz bestimmten Fällen und in den Formen, welche es 
vorgeschrieben hat. Diejenigen, welche willkürliche Befehle erlassen, ausfertigen, 
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vollziehen oder vollziehen lassen, sollen bestraft werden; jeder Bürger hingegen, 
vorgeladen oder festgenommen kraft des Gesetzes, soll sogleich gehorchen; er 
macht sich durch Widerstand strafbar.

8. Das Gesetz soll nur solche Strafen festsetzen, welche unbedingt und offenbar 
notwendig sind, und niemand kann bestraft werden, als kraft eines vor Begehung 
des Verbrechens eingesetzten, verkündeten und rechtlich angewandten Gesetzes.

9. Da jeder Mensch so lange für unschuldig erachtet wird, bis er für schuldig erklärt 
ist, so soll, wenn seine Verhaftung für unumgänglich gehalten wird, alle Härte, 
die nicht notwendig wäre, um sich seiner Person zu versichern, durch das Gesetz 
streng unterbunden werden.

10. Niemand soll wegen seiner Ansichten, auch nicht wegen der religiösen, beun-
ruhigt werden, sofern ihre Äußerung die durch das Gesetz errichtete öffentliche 
Ordnung nicht stört … (3. September 1791)

Zit. nach Fritz Hartung (Hrsg.): Die Entwicklung der Menschen- und Bürgerrechte von 1776 
bis zur Gegenwart. Göttingen 1954, S. 28 ff. In: Janko Musulin (Hrsg.):
Proklamationen der Freiheit. Dokumente von der Magna Charta bis zum 

Ungarischen Volksaufstand. 3. Aufl ., Frankfurt/M. 1961, S. 74-78

Anhang
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VERFASSUNG DES DEUTSCHEN REICHES 
VOM 28. MÄRZ 1849 

(Paulskirchenverfassung)

1848/49 versuchte das Bürgertum in Deutschland, den Gedanken der Volkssouveränität 
zu verwirklichen, und scheiterte dabei. Die deutsche Nationalversammlung hat aber 
mit der Paulskirchenverfassung vom 28. März 1849 einen Katalog von Grundrechten 
geschaffen, auf den die späteren freiheitlichen Verfassungen in Deutschland Bezug ge-
nommen haben. Die Grundrechte haben die Aufgabe, staatliche Bevormundung und 
Willkür von den Bürgerinnen und Bürgern abzuwehren.

Abschnitt VI

Die Grundrechte des 
deutschen Volkes.

§ 130. Dem deutschen Volke sollen die 
nachstehenden Grundrechte gewährlei-
stet sein. Sie sollen den Verfassungen 
der deutschen Einzelstaaten zur Norm 
dienen, und keine Verfassung oder 
Gesetzgebung eines deutschen Einzel-
staates soll dieselben je aufheben oder 

beschränken können.

Artikel I.

§ 131. Das deutsche Volk besteht aus 
den Angehörigen der Staaten, welche 
das deutsche Reich bilden.
§ 132. Jeder Deutsche hat das deut-
sche Reichsbürgerrecht. Die ihm kraft 
dessen zustehenden Rechte kann er 
in jedem deutschen Lande ausüben. 
Über das Recht, zur deutschen Reichs-
versammlung zu wählen, verfügt das 
Reichswahlgesetz […]
§ 133. Jeder Deutsche hat das Recht, 
an jedem Orte des Reichsgebietes seinen 
Aufenthalt und Wohnsitz zu nehmen, 
Liegenschaften jeder Art zu erwerben 
und darüber zu verfügen.

§ 135. Die Strafe des bürgerlichen 
Todes soll nicht stattfi nden, und da, 
wo sie bereits ausgesprochen ist, in 
ihren Wirkungen aufhören, soweit 
nicht hierdurch erworbene Privatrechte 
verletzt werden. 
§ 136. Die Auswanderungsfreiheit ist 
von Staats wegen nicht beschränkt; 
Abzugsgelder dürfen nicht erhoben 
werden.

Artikel II.

§ 137. Vor dem Gesetze gilt kein Un-
terschied der Stände. Der Adel als Stand 
ist aufgehoben.
Alle Standesvorrechte sind abgeschafft.
Die Deutschen sind vor dem Gesetze 
gleich […]

Artikel III.

§ 138. Die Freiheit der Person ist un-
verletzlich […]
§ 139. Die Todesstrafe, ausgenommen 
wo das Kriegsgericht sie vorschreibt, 
oder das Seerecht im Falle von Meu-
tereien sie zuläßt, sowie die Strafen 
des Prangers, der Brandmarkung und 
der körperlichen Züchtigung sind 
abgeschafft.
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§ 140. Die Wohnung ist unverletzlich 
[…]
§ 141. Die Beschlagnahme von Brie-
fen und Papieren darf, außer bei einer 
Verhaftung oder Haussuchung, nur in 
Kraft eines richterlichen, mit Gründen 
versehenen Befehls vorgenommen 
werden, welcher sofort oder innerhalb 
der nächsten vierundzwanzig Stunden 
den Beteiligten zugestellt werden soll.
§ 142. Das Briefgeheimnis ist gewähr-
leistet […]

Artikel IV.

§ 143. Jeder Deutsche hat das Recht, 
durch Wort, Schrift, Druck und bild-
liche Darstellung seine Meinung frei 
zu äußern. Die Preßfreiheit darf unter 
keinen Umständen und in keiner Weise 
durch vorbeugende Maßnahmen, na-
mentlich Zensur, […] beschränkt, sus-
pendiert oder aufgehoben werden […]
§ 158. Es steht einem Jeden frei, seinen
Beruf zu wählen und sich für denselben 
auszubilden, wie und wo er will.

Artikel V.

§ 144. Jeder Deutsche hat volle Glau-
bens- und Gewissensfreiheit. Niemand 
ist verpfl ichtet, seine religiöse Überzeu-
gung zu offenbaren […]

Artikel VI.

§ 152. Die Wissenschaft und ihre Lehre 
ist frei […] 

Artikel VII.

§ 159. Jeder Deutsche hat das Recht, 
sich mit Bitten und Beschwerden 
schriftlich an die Behörden, an die 
Volksvertretungen und an den Reichstag 
zu wenden […]

Artikel VIII.

§ 161. Die Deutschen haben das Recht, 
sich friedlich und ohne Waffen zu ver-
sammeln; einer besonderen Erlaubnis 
dazu bedarf es nicht […]

Artikel IX.

§ 164. Das Eigentum ist unverletzlich […]

Artikel X.

§ 174. Alle Gerichtsbarkeit geht vom 
Staate aus. Es sollen keine Patrimoni-
algerichte bestehen […]
§ 177. Kein Richter darf, außer durch 
Urteil und Recht, von seinem Amte 
entfernt oder an Rang und Gehalt 
beeinträchtigt werden […]

Artikel XIII.

§ 188. Den nicht deutsch redenden 
Volksstämmen Deutschlands ist ihre 
volkstümliche Entwicklung gewährlei-
stet, namentlich die Gleichberechtigung 
ihrer Sprachen, soweit deren Gebiete 
reichen, in dem Kirchenwesen, dem 
Unterrichte der inneren Verwaltung 
und der Rechtspfl ege.

Artikel XIV.

§ 189. Jeder deutsche Staatsbürger steht 
unter dem Schutze des Reiches […]

Anhang

Zit. nach Informationen zur politischen Bildung 239 „Grundrechte“. Bonn 1993, S. 9
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ATLANTIK-CHARTA 
(14. August 1941)

Im August 1941 sah es um die Zukunft der Demokratie, der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten auf der Welt nicht gut aus. Totalitäre Staaten schienen dabei zu sein, 
die Weltherrschaft zu erringen. Die Atlantik-Charta erinnerte die Menschen daran, was 
demokratische Herrschaft für sie bedeutete. Auch wenn seitdem demokratische Staaten 
bzw. deren Regierungen oftmals gegen die 1941 verkündeten Grundsätze verstoßen 
haben, so bleibt für die Menschen weltweit mit der Demokratie die Hoffnung auf 
Frieden und ein „Leben in Freiheit von Furcht und Not“ verbunden.

Der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika und Ministerpräsident Churchill 
als Vertreter der Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich, die zusam-
mengetroffen sind, halten es für angebracht, gewisse allgemeine Prinzipien der 
Politik ihrer Länder bekanntzugeben, Prinzipien, auf die sie ihre Hoffnung auf 
eine bessere Zukunft der Welt gründen.

Erstens: Ihre Länder erstreben keine Bereicherung in territorialer und anderer 
Hinsicht.

Zweitens: Sie wünschen keine territorialen Veränderungen, die nicht im Einklang 
stehen mit den frei ausgesprochenen Wünschen der betroffenen Völker.

Drittens: Sie achten das Recht der Völker, sich diejenige Form der Regierung zu 
wählen, unter der sie leben wollen; und sie wollen souveräne Rechte und Selbstre-
gierung für jene, die ihrer gewaltsam beraubt worden sind, wiederhergestellt sehen.

Viertens: Sie werden bestrebt sein – unter gebührender Beachtung ihrer bestehenden 
Verpfl ichtungen – zu fördern, daß alle Staaten, ob groß oder klein, Sieger oder 
Besiegte, unter gleichen Bedingungen Zutritt zum Handel genießen und zu den 
Rohstoffen der Welt, die für ihren wirtschaftlichen Wohlstand benötigt werden.

Fünftens: Sie erstreben engste Zusammenarbeit aller Nationen auf wirtschaftlichem 
Gebiet mit dem Ziel, für alle verbesserte Arbeitsbedingungen, wirtschaftlichen 
Ausgleich und soziale Sicherheit zu gewährleisten.

Sechstens: Nach der endgültigen Vernichtung der Nazi-Tyrannei erhoffen sie die 
Schaffung eines Friedens, der allen Völkern ermöglicht, innerhalb ihrer Grenzen 
in Sicherheit zu leben, und der allen Menschen in allen Ländern die Sicherheit 
gewährleistet, ihr Leben in Freiheit von Furcht und Not zu verbringen.

Siebentens: Ein solcher Friede soll allen Menschen freie Schifffahrt auf den Meeren 
und Ozeanen ermöglichen.

Auszüge aus Verfassungstexten
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Achtens: Sie sind der Meinung, daß alle Völker der Welt aus praktischen wie aus 
sittlichen Gründen von der Anwendung von Gewalt abkommen müssen. Da kein 
Friede in Zukunft aufrechterhalten werden kann, solange Land-, See- oder Luftstreit-
kräfte weiterhin von solchen Staaten benutzt werden, welche mit Angriffskriegen 
drohen oder drohen könnten, halten sie bis zur Schaffung eines umfassenden und 
dauerhaften Systems einer allgemeinen Sicherheit die Entwaffnung solcher Staaten 
für sehr wesentlich.
Sie wollen in gleicher Weise alle anderen tunlichen Maßnahmen unterstützen und 
ermutigen, die die erdrückenden Rüstungslasten für friedliebende Völker erleichtern.

Franklin Delano Roosevelt
Winston Churchill

Zit. nach Fritz Hartung (Hrsg.): Die Entwicklung der Menschen- und Bürgerrechte von 1776 
bis zur Gegenwart. Göttingen 1954, S. 155 ff. In: Janko Musulin (Hrsg.):
Proklamationen der Freiheit. Dokumente von der Magna Charta bis zum 

Ungarischen Volksaufstand. 3. Aufl ., Frankfurt/M. 1961, S. 142 ff.

Anhang
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PRÄAMBEL ZUR 
CHARTA DER VEREINTEN NATIONEN

Im Sommer 1945, noch während des Zweiten Weltkrieges, wurde die UNO gegründet. 
Die Unterzeichnung der UN-Charta am 26. Juni 1945 in San Francisco eröffnete 
die Aussicht auf eine friedvolle Zukunft. Überall auf der Welt sollten die Würde des 
Menschen und die Menschenrechte Anerkennung fi nden. Auch wenn die Erwartungen 
seitdem oftmals enttäuscht wurden, so bleibt bis heute mit der UNO die Hoffnung für 
alle Menschen auf Frieden und Freiheit verbunden.

Wir, die Völker der Vereinten Nationen, entschlossen,
die kommenden Generationen vor der Geißel des Krieges zu bewahren, die zwei -
mal zu unseren Lebzeiten unsägliches Leid über die Menschheit gebracht hat, und
den Glauben an grundlegende Menschenrechte, an Würde und Wert der mensch-
lichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau und von großen 
und kleinen Nationen erneut zu bekräftigen und
Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtigkeit und Achtung der Ver-
pfl ichtungen, die auf Verträgen oder anderen Quellen des Völkerrechts beruhen, 
gewährleistet werden können und
Sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen bei größerer Freiheit zu fördern
und für diese Zwecke 
Toleranz zu üben und als gute Nachbarn in Frieden miteinander zu leben und
Unsere Macht zu vereinen, um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
aufrechtzuerhalten und
durch die Annahme von Grundsätzen und die Schaffung entsprechender Methoden 
sicherzustellen, daß Waffengewalt nicht zur Anwendung komme, es sei denn im 
Interesse des Gemeinwohles, und
Internationale Organisationen heranzuziehen, um den wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritt aller Völker zu fördern,
haben beschlossen, unsere Anstrengungen zu vereinen, um diese Absichten zu 
erreichen.
Dementsprechend haben sich unsere Regierungen durch ihre in der Stadt San 
Francisco versammelten Vertreter, die ihre in guter und gehöriger Form befunde-
nen Vollmachten vorgewiesen haben, auf die vorliegende Satzung der Vereinten 
Nationen geeinigt und errichten hiermit eine internationale Organisation, die den 
Namen Vereinte Nationen tragen soll.
(26. Juni 1945)

Zit. nach Informationsabteilung der Vereinten Nationen (Hrsg.):
Die Charta der Vereinten Nationen. Bonn 1948. In: Janko Musulin (Hrsg.):

Proklamationen der Freiheit. Dokumente von der Magna Charta bis zum 
Ungarischen Volksaufstand. 3. Aufl ., Frankfurt/M. 1961, S. 150
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354a Anhang

ALLGEMEINE ERKLÄRUNG DER MENSCHENRECHTE 
DURCH DIE VEREINTEN NATIONEN (1948)

Die Idee der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die in der amerikanischen Un-
abhängigkeitserklärung in so unvergleichlicher Weise auf den Begriff gebracht worden 
war, fand in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch die UN am 
10. Dezember 1948 ihre weltweite Proklamation.
Die Wirkung ist begrenzt. Seit dieser Erklärung haben sich zahlreiche Menschen-
rechtsverletzungen ereignet. Doch wenden sich überall auf der Welt die Menschen 
gegen Unterdrückung und Diktatur und es besteht die Hoffnung, dass die Idee der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten sich global durchsetzt.

Artikel 1. Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. 
Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der 
Brüderlichkeit begegnen.

Artikel 2. Jeder Mensch hat Anspruch auf die in dieser Erklärung verkündeten 
Rechte und Freiheiten ohne irgendeine Unterscheidung, wie etwa nach Rasse, Farbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Überzeugung, nationaler 
und sozialer Herkunft, nach Eigentum, Geburt oder sonstigen Umständen.
Weiters darf keine Unterscheidung gemacht werden auf Grund der politischen, 
rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Per-
son angehört ohne Rücksicht darauf, ob es unabhängig ist, unter Treuhandschaft 
steht, keine Selbstregierung besitzt oder irgendeiner anderen Beschränkung seiner 
Souveränität unterworfen ist.

Artikel 3. Jeder Mensch hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person.

Artikel 4. Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei 
und Sklavenhandel sind in allen ihren Formen verboten.

Artikel 5. Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.

Artikel 6. Jeder Mensch hat überall Anspruch auf Anerkennung als Rechtsperson.

Artikel 7. Alle Menschen sind vor dem Gesetze gleich und haben ohne Unterschied 
Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen 
Schutz gegen jede unterschiedliche Behandlung, welche die vorliegende Erklärung 
verletzen würde, und gegen jede Aufreizung zu einer derartigen unterschiedlichen 
Behandlung.
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Artikel 8. Jeder Mensch hat Anspruch auf wirksamen Rechtsschutz vor den zustän-
digen innerstaatlichen Gerichten gegen alle Handlungen, die seine ihm nach der 
Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzen.

Artikel 9. Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des 
Landes verwiesen werden.

Artikel 10. Jeder Mensch hat in voller Gleichberechtigung Anspruch auf ein der 
Billigkeit entsprechendes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen 
und unparteiischen Gericht, das über seine Rechte und Verpfl ichtungen oder über 
irgendeine gegen ihn erhobene strafrechtliche Beschuldigung zu entscheiden hat.

Artikel 11. (1) Jeder Mensch, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, ist so 
lange als unschuldig anzusehen, bis seine Schuld in einem öffentlichen Verfahren, 
in dem alle für seine Verteidigung nötigen Voraussetzungen gewährleistet waren, 
gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist.
(2) Niemand kann wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die 
im Zeitpunkt, da sie erfolgte, auf Grund des nationalen oder internationalen Rechts 
nicht strafbar war. Desgleichen kann keine schwerere Strafe verhängt werden als 
die, welche im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung anwendbar war.

Artikel 12. Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Fami-
lie, sein Heim oder seinen Briefwechsel noch Angriffen auf seine Ehre und seinen 
Ruf ausgesetzt werden. Jeder Mensch hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen 
derartige Eingriffe oder Anschläge.

Artikel 13. (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl seines 
Wohnsitzes innerhalb eines Staates.
(2) Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu 
verlassen sowie in sein Land zurückzukehren.

Artikel 14. (1) Jeder Mensch hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgungen 
Asyl zu suchen und zu genießen.
(2) Dieses Recht kann jedoch im Falle einer Verfolgung wegen nichtpolitischer 
Verbrechen oder wegen Handlungen, die gegen die Ziele und Grundsätze der 
Vereinten Nationen verstoßen, nicht in Anspruch genommen werden.

Artikel 15. (1) Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Staatsangehörigkeit.
(2) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch ihm das 
Recht versagt werden, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln.

Artikel 16. (1) Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne Beschränkung durch 
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Rasse, Staatsbürgerschaft oder Religion das Recht, eine Ehe zu schließen und eine 
Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und bei 
deren Aufl ösung gleiche Rechte.
(2) Die Ehe darf nur auf Grund der freien und vollen Willenseinigung der zukünf-
tigen Ehegatten geschlossen werden.
(3) Die Familie ist die natürliche und grundlegende Einheit der Gesellschaft und 
hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat.

Artikel 17. (1) Jeder Mensch hat allein oder in Gemeinschaft mit anderen Recht 
auf Eigentum.
(2) Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden.

Artikel 18. Jeder Mensch hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religions-
freiheit; dieses Recht umfaßt die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung 
zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung allein oder 
in Gemeinschaft mit anderen, in der Öffentlichkeit oder privat, durch Lehre, 
Ausübung, Gottesdienst und Vollziehung von Riten zu bekunden.

Artikel 19. Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht 
umfaßt die Freiheit, Meinungen unangefochten anzuhängen und Informationen 
und Ideen mit allen Verständigungsmitteln ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, 
zu empfangen und zu verbreiten.

Artikel 20. (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungs-
freiheit zu friedlichen Zwecken.
(2) Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören.

Artikel 21. (1) Jeder Mensch hat das Recht, an der Leitung der öffentlichen Angele-
genheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter teilzunehmen.
(2) Jeder Mensch hat unter gleichen Bedingungen das Recht auf Zulassung zu 
öffentlichen Ämtern in seinem Lande.
(3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen 
Gewalt; dieser Wille muß durch periodische und unverfälschte Wahlen mit all-
gemeinem und gleichem Wahlrecht bei geheimer Stimmabgabe oder in einem 
gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen.

Artikel 22. Jeder Mensch hat als Mitglied der Gesellschaft Recht auf soziale Sicher-
heit; er hat Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale 
Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der Organisation und der Hilfsmittel 
jedes Staates in den Genuß der für seine Würde und die freie Entwicklung seiner 
Persönlichkeit unentbehrlichen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 
zu gelangen.
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Artikel 23. (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf 
angemessene und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz gegen 
Arbeitslosigkeit.
(2) Alle Menschen haben ohne jede unterschiedliche Behandlung das Recht auf 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit.
(3) Jeder Mensch, der arbeitet, hat das Recht auf angemessene und befriedigende 
Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechen-
de Existenz sichert und die, wenn nötig, durch andere soziale Schutzmaßnahmen 
zu ergänzen ist.
(4) Jeder Mensch hat das Recht, zum Schutz seiner Interessen Berufsvereinigungen 
zu bilden und solchen beizutreten.

Artikel 24. Jeder Mensch hat Anspruch auf Erholung und Freizeit sowie auf eine 
vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und auf periodischen, bezahlten Urlaub.

Artikel 25. (1) Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Lebenshaltung, die seine und 
seiner Familie Gesundheit und Wohlbefi nden, einschließlich Nahrung, Kleidung, 
Wohnung, ärztlicher Betreuung und der notwendigen Leistung der sozialen Für-
sorge, gewährleistet; er hat das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, 
Krankheit, Invalidität, Verwitwung, Alter oder von anderweitigem Verlust seiner 
Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.
(2) Mutter und Kind haben Anspruch auf besondere Hilfe und Unterstützung. 
Alle Kinder, eheliche und uneheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz.

Artikel 26. (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung. Der Unterricht muß 
wenigstens in den Elementar- und Grundschulen unentgeltlich sein. Der Elemen-
tarunterricht ist obligatorisch. Fachlicher und berufl icher Unterricht soll allgemein 
zugänglich sein; die höheren Studien sollen allen nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten 
und Leistungen in gleicher Weise offen stehen.
(2) Die Ausbildung soll die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und die 
Stärkung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zum Ziele haben. 
Sie soll Verständnis, Duldsamkeit und Freundschaft zwischen allen Nationen und 
allen rassischen oder religiösen Gruppen fördern und die Tätigkeit der Vereinten 
Nationen zur Aufrechterhaltung des Friedens begünstigen.
(3) In erster Linie haben die Eltern das Recht, die Art der ihren Kindern zuteil 
werdenden Bildung zu bestimmen.
Artikel 27. (1) Jeder Mensch hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemein-
schaft frei teilzunehmen, sich der Künste zu erfreuen und am wissenschaftlichen 
Fortschritt und dessen Wohltaten teilzuhaben.
(2) Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz der moralischen und materiellen 
Interessen, die sich aus jeder wissenschaftlichen, literarischen oder künstlerischen 
Produktion ergeben, deren Urheber er ist.

Auszüge aus Verfassungstexten
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Artikel 28. Jeder Mensch hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, 
in welcher die in der vorliegenden Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten 
voll verwirklicht werden können.

Artikel 29. (1) Jeder Mensch hat Pfl ichten gegenüber der Gemeinschaft, in der 
allein die freie und volle Entwicklung seiner Persönlichkeit möglich ist.
(2) Jeder Mensch ist in der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Be-
schränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zwecke vorsieht, 
um die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten der anderen zu ge-
währleisten und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung 
und der allgemeinen Wohlfahrt in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen.
(3) Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen 
und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden.

Artikel 30. Keine Bestimmung der vorliegenden Erklärung darf so ausgelegt werden, 
daß sich daraus für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht 
ergibt, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu setzen, welche auf die 
Vernichtung der in dieser Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten abzielen.
(10. Dezember 1948)

Zit. nach Informationsabteilung der Vereinten Nationen (Hrsg.):
Die Charta der Vereinten Nationen. Bonn 1949. In: Janko Musulin (Hrsg.):

Proklamationen der Freiheit. Dokumente von der Magna Charta bis zum 
Ungarischen Volksaufstand. 3. Aufl ., Frankfurt/M. 1961, S. 150 ff.

Anhang

Demokratietheorien_üb Neuauflage 2011.indd   358Demokratietheorien_üb Neuauflage 2011.indd   358 21.03.2011   10:18:3521.03.2011   10:18:35

Copyright Wochenschau Verlag



359

GRUNDGESETZ FÜR DIE 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND (1949)

Seit dem Zweiten Weltkrieg bildet in Deutschland die Unantastbarkeit der Men-
schenwürde die Grundlage der Verfassung und damit das Fundament des Staates. In 
Art. 1 GG kommt zum Ausdruck, dass der Staat für den Menschen da ist und nicht 
umgekehrt, wie zu Zeiten des Obrigkeitsstaates, der Mensch für den Staat. Mit dem 
Bekenntnis „zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage 
jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt“ 
(Art. 1 Abs. 2 GG) steht das Grundgesetz vom 23. Mai 1949 in der naturrechtlichen 
Tradition der westlichen Verfassungsentwicklung (vgl. Virginia Bill of Rights).

PRÄAMBEL

Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Wil-
len beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden 
der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden 
Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.
Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Branden-
burg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit 
und Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für das ge-
samte Deutsche Volk.

I. Die Grundrechte
Artikel 1
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpfl ichtung aller staatlichen Gewalt.
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräu-
ßerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt 
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. Textausgabe, Bonn 2010

Auszüge aus Verfassungstexten
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KONVENTION ZUM SCHUTZ DER MENSCHENRECHTE 
UND GRUNDFREIHEITEN (1950)

Die vom Europarat am 4. November 1950 beschlossene Konvention garantiert Men-
schenrechte und Grundfreiheiten. Die Bürgerinnen und Bürger der EU besitzen die 
Möglichkeit, bei Menschen- und Grundrechtsverstößen den Europäischen Gerichtshof 
anzurufen. Menschenrechte und Grundfreiheiten gehören damit in Europa ebenso wie 
in der Bundesrepublik zum unmittelbar einklagbarem Recht.

PRÄAMBEL

Die vertragschließenden Regierungen, die Mitglieder des Europarates sind, sind 
unter Bedachtnahme auf die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
am 10. Dezember 1948 verkündete Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, in 
der Erwägung, daß diese Erklärung darauf hinzielt, die allgemeine und wirksame 
Anerkennung und Einhaltung der darin niedergelegten Rechte zu sichern,
in der Erwägung, daß die Aufgabe des Europarates in der Schaffung einer stärkeren 
Verbindung seiner Mitglieder besteht und eine der Methoden zur Verfolgung dieses 
Zieles die Einhaltung und fortschreitende Verwirklichung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten ist,
indem sie ihren tiefen Glauben an diese Grundfreiheiten neuerlich bekunden, die 
die Grundlage von Gerechtigkeit und Frieden in der Welt sind und am besten 
erhalten werden einerseits durch eine wirksame politische Demokratie und ande-
rerseits durch eine gemeinsame Auffassung der Menschenrechte und gemeinsame 
Einhaltung dieser Rechte, von denen sie sich ableiten,
entschlossen, als Regierungen vom gleichen Geiste beseelter europäischer Länder, 
die ein gemeinsames Erbe politischer Traditionen, Ideale, Freiheiten und der Herr-
schaft des Rechtes besitzen, die ersten Schritte zur kollektiven Sicherheit gewisser 
in der Allgemeinen Erklärung angeführter Rechte zu tun,
übereingekommen, wie folgt:

Artikel 1
Die Hohen Vertragsschließenden Parteien sichern allen Personen innerhalb ihres 
Hoheitsbereiches die in Abschnitt I dieser Konvention niedergelegten Rechte und 
Freiheiten zu.
[…]

Zit. nach Europa-Archiv 1 (1951), Bonn, S. 3620-3623. 
In: Hagen Schulze/Ina U. Paul (Hrsg.): Europäische Geschichte. 

Quellen und Materialien. München 1994, S. 602 f.

Anhang
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SCHLUSSAKTE DER KSZE-KONFERENZ 
VON HELSINKI (1975)

Die Mitglieder der NATO und des Warschauer Pakts nahmen 1973 Verhandlungen 
auf, die am 1. August 1975 zu der Unterzeichnung der Schlußakte der Konferenz 
von Helsinki (Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa) führte. 
Alle Teilnehmerstaaten verpfl ichteten sich darin zu der Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten. Viele Menschen wurden dadurch in ihrer Hoffnung auf Freiheit 
gestärkt. Die „Wende“ in den Ostblockstaaten und insbesondere die Ereignisse in der 
DDR 1989, stehen in einem direkten Zusammenhang mit der Schlußakte von Helsinki.

Die Teilnehmerstaaten der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa haben […].
folgendes angenommen:
[…]

VI. Nichteinmischung in innere Angelegenheiten
Die Teilnehmerstaaten werden sich ungeachtet ihrer gegenseitigen Beziehungen 
jeder direkten oder indirekten, individuellen oder kollektiven Einmischung in 
die inneren oder äußeren Angelegenheiten enthalten, die in die innerstaatliche 
Zuständigkeit eines anderen Teilnehmerstaates fallen.

VII. Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Ge-
danken-, Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit
Die Teilnehmerstaaten werden die Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließ-
lich der Gedanken-, Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit für alle ohne 
Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion achten.
Sie werden die wirksame Ausübung der zivilen, politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen, kulturellen sowie der anderen Rechte und Freiheiten, die sich alle aus 
der dem Menschen innewohnenden Würde ergeben und für seine freie und volle 
Entfaltung wesentlich sind, fördern und ermutigen.
In diesem Rahmen werden die Teilnehmerstaaten die Freiheit des Individuums 
anerkennen und achten, sich allein oder in Gemeinschaft mit anderen zu einer 
Religion oder einer Überzeugung in Übereinstimmung mit dem, was sein Gewissen 
ihm gebietet, zu bekennen und sie auszuüben.
Die Teilnehmerstaaten, auf deren Territorium nationale Minderheiten bestehen, 
werden das Recht von Personen, die zu solchen Minderheiten gehören, auf Gleichheit 
vor dem Gesetz achten; sie werden ihnen jede Möglichkeit für den tatsächlichen 
Genuß der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewähren und werden auf diese 
Weise ihre berechtigten Interessen in diesem Bereich schützen.
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Die Teilnehmerstaaten anerkennen die universelle Bedeutung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, deren Achtung ein wesentlicher Faktor für den Frieden, die 
Gerechtigkeit und das Wohlergehen ist, die ihrerseits erforderlich sind, um die 
Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen und der Zusammenarbeit zwischen 
ihnen sowie zwischen allen Staaten zu gewährleisten.
Sie werden diese Rechte und Freiheiten in ihren gegenseitigen Beziehungen stets 
achten und sich einzeln und gemeinsam, auch in Zusammenarbeit mit den Ver-
einten Nationen, bemühen, die universelle und wirksame Achtung dieser Rechte 
und Freiheiten zu fördern.
Sie bestätigen das Recht des Individuums, seine Rechte und Pfl ichten auf diesem 
Gebiet zu kennen und auszuüben.
Auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grundfreiheiten werden die Teilneh-
merstaaten in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Charta 
der Vereinten Nationen und mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
handeln. Sie werden ferner ihre Verpfl ichtungen erfüllen, wie diese festgelegt sind 
und in den internationalen Erklärungen und Abkommen auf diesem Gebiet, soweit 
sie an sie gebunden sind, darunter auch in den Internationalen Konventionen über 
die Menschenrechte.
[…]

Zit. nach Wolfgang Heidelmeyer (Hrsg.): Die Menschenrechte. Erklärungen, Verfassungsartikel, 
Internationale Abkommen. 2. Aufl ., Paderborn 1977, S. 270-273. 

In: Hagen Schulze/Ina U. Paul (Hrsg.): Europäische Geschichte. 
Quellen und Materialien. München 1994, S. 283 f.
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